
 

1 

 

Stellungnahme von ANGA Der Breitbandverband e.V. 
zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (NatInfG) 
 

ANGA Der Breitbandverband bedankt sich für die Möglichkeit, zum Referentenentwurf eines Gesetzes 

zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen 

Eingriffsregelung Stellung zu nehmen.  

Angesichts der äußerst kurzen Frist für die Verbändeanhörung ist eine intensive Befassung mit den 

möglichen Auswirkungen des Entwurfs auf Planung, Genehmigung und Umsetzung digitaler 

Infrastrukturvorhaben jedoch nur sehr eingeschränkt möglich. 

Zu § 1 BNatSchG-E 

§ 1 Abs. 1a BNatSchG-E sieht die Einstufung bestimmter Belange des Naturschutzes als im 

überragenden öffentlichen Interesse liegend vor. Damit wird ein Rechtsbegriff aufgegriffen, der 

inzwischen in verschiedenen Fachgesetzen genutzt wird und in der behördlichen Abwägung ein 

besonderes Gewicht entfaltet. 

Die Verlegung und Änderung von Telekommunikationslinien zum Ausbau öffentlicher 

Telekommunikationsnetze gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 TKG liegen bereits ebenfalls im überragenden 

öffentlichen Interesse. Diese gesetzliche Wertung ist ein wesentlicher Baustein für die Beschleunigung 

des Netzausbaus.  

Vor diesem Hintergrund ist es richtig und erforderlich, dass der Referentenentwurf in § 1 Abs. 1a 

BNatSchG-E eine Ausnahme für solche Vorhaben vorsieht, die bereits aufgrund anderer 

bundesgesetzlicher Regelungen im überragenden öffentlichen Interesse liegen. Die Einbeziehung von 

Vorhaben nach § 1 TKG ist dabei besonders wichtig. Sie stellt sicher, dass das neu eingeführte 

überragende öffentliche Interesse zugunsten bestimmter Naturschutzbelange nicht dazu führt, dass 

der gesetzlich gewollte Vorrang des Ausbaus digitaler Infrastrukturen in der Abwägung faktisch 

abgeschwächt wird. 

Grundsätzlich kann die zunehmende Verwendung des Instruments des überragenden öffentlichen 

Interesses zu einer erheblichen Komplexität im Vollzug führen. Wenn verschiedene öffentliche 

Belange jeweils mit einem überragenden öffentlichen Interesse versehen werden, besteht die Gefahr, 

dass die intendierte Beschleunigungswirkung in der Praxis abgeschwächt oder gänzlich aufgehoben 

wird. Behörden müssen dann in immer komplexeren Abwägungssituationen entscheiden, wie sich 

unterschiedliche gesetzliche Gewichtungen zueinander verhalten. Dies kann zu zusätzlichem 

Prüfaufwand, uneinheitlicher Verwaltungspraxis und letztlich zu längeren Verfahren führen. 

Für die Anwendung der neuen Regelungen sollte eine praxisnahe Vollzugshilfe entwickelt werden. Ziel 

muss sein, für die zuständigen Behörden eine klare und handhabbare Orientierung zu schaffen und 

zusätzliche Rechtsunsicherheiten im Genehmigungsvollzug zu vermeiden. 

Besonderer Klarstellungsbedarf besteht darüber hinaus aufgrund der derzeitigen Befristung des § 1 

Abs. 1 Satz 2 TKG. Nach geltender Rechtslage ist das überragende öffentliche Interesse für die 
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Verlegung und Änderung von Telekommunikationslinien zunächst bis zum 31. Dezember 2030 

befristet. Es ist jedoch davon auszugehen, dass der Ausbau digitaler Infrastrukturen bis zu diesem 

Zeitpunkt nicht abgeschlossen sein wird. Auch nach 2030 werden weitere Ausbau-, Verdichtungs-, 

Erneuerungs- und Modernisierungsmaßnahmen erforderlich bleiben, etwa zur weiteren 

Glasfasererschließung, zur Netzverdichtung, zur Erhöhung der Leistungsfähigkeit bestehender Netze 

und zur Erfüllung künftiger Versorgungsanforderungen. 

Das überragende öffentliche Interesse im TKG sollte daher entfristet werden. Jedenfalls muss im 

BNatSchG eindeutig klargestellt werden, dass die dort vorgesehene Bereichsausnahme auch dann 

ihre Gültigkeit behält, wenn das überragende öffentliche Interesse nach § 1 TKG nachträglich 

verlängert oder entfristet wird. Andernfalls bestünde die Gefahr, dass langfristige Ausbauvorhaben 

nach Ablauf der derzeitigen Befristung mit neuen Unsicherheiten konfrontiert werden, obwohl der 

politische und regulatorische Bedarf für einen beschleunigten Netzausbau fortbesteht. 

 

ANGA-Forderung: Es sollte klargestellt werden, dass Vorhaben im überragenden öffentlichen 

Interesse nach § 1 TKG auch im Falle einer Verlängerung oder Entfristung der Regelung im TKG über 

den 31. Dezember 2030 hinaus von der Bereichsausnahme in § 1 Abs. 1a BNatSchG-E erfasst 

bleiben. 

 

Zu § 15 BNatSchG-E 

Kritisch zu bewerten ist die vorgesehene pauschale Erhöhung von Ersatzzahlungen um 20 Prozent 

nach § 15 Abs. 6b Satz 4 BNatSchG-E. 

Das ebenfalls im Entwurf vorliegende Infrastrukturzukunftsgesetz verfolgt mit der Gleichstellung von 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einerseits und Ersatzgeldzahlungen andererseits einen 

beschleunigungsorientierten Ansatz. Ersatzgeldzahlungen sollen eine praktikable Alternative zur 

Realkompensation darstellen und dadurch Verfahren vereinfachen. 

Dieser Ansatz würde durch den nun vorgesehenen pauschalen Aufschlag erheblich beeinträchtigt. 

Wenn die Ersatzgeldzahlung zwar formal als gleichrangige Option anerkannt, zugleich aber mit einem 

generellen Zuschlag von 20 Prozent versehen wird, verliert sie einen wesentlichen Teil ihrer 

praktischen Entlastungswirkung. Der verfahrensvereinfachende Effekt des 

Infrastrukturzukunftsgesetzes würde dadurch nachträglich konterkariert. 

Ersatzzahlungen dienen dem naturschutzrechtlichen Ausgleich eines konkreten Eingriffs. Sie sind kein 

Entgelt für schnellere Verfahren, keine Gebühr für Bürokratieabbau und keine allgemeine 

Gegenleistung für eine verfahrensrechtliche Erleichterung. Eine pauschale Erhöhung unabhängig vom 

konkreten naturschutzfachlichen Kompensationsbedarf löst die Zahlung vom jeweiligen Eingriff und 

führt zu zusätzlichen Kosten, ohne dass im Einzelfall ein entsprechender Mehrbedarf festgestellt wäre. 

Eine solche Mehrbelastung widerspricht dem Ziel, Infrastrukturvorhaben zu beschleunigen. 

 

ANGA-Forderung: Die vorgesehene pauschale Erhöhung von Ersatzzahlungen um 20 Prozent sollte 

gestrichen werden. Zumindest sollten Vorhaben nach § 1 TKG von der Erhöhung ausgenommen 

werden.  

 

Berlin/Köln, den 9. Juli 2026  
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ANGA Der Breitbandverband e.V. ist mit über 50 Jahren Deutschlands ältester Telekommunikations-

verband. Sie versorgen über 20 Millionen Haushalte mit Fernsehen und Internet. Kein Verband 

steht so für Kompetenz auch beim Inhaus-Ausbau wie die ANGA: Ihre Mitglieder verantworten die 

hausinterne Vernetzung von mehreren Millionen Wohneinheiten in Deutschland. Der Ausbau der 

Netze innerhalb der Gebäude ist Markenkern der ANGA-Mitglieder.  

Die rund 160 Mitgliedsunternehmen der ANGA versorgen 20 Millionen Haushalte in Deutschland 

mit schnellem Internet und TV. Mitglieder sind u. a. Vodafone, Tele Columbus (PYUR), EWE TEL, 

NetCologne, M-net, wilhelm.tel, willy.tel, DNS:NET, metrofibre, und eine Vielzahl lokaler und regionaler 

Kabel- und Glasfasernetzbetreiber Ausrüster. 
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